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Zl.: 004-1-GR/004/2020 - 26. S.i.d.P.  

 

Verhandlungsschrift  

 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Unterweitersdorf 
 

am Donnerstag, den 24.09.2020 im Gemeindeamt - Sitzungssaal 

 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr  

Anwesende: 

 

Bürgermeister als Vorsitzender 

Herr Mag.rer.soc.oec. Günther Zillner SPÖ  

Vizebürgermeister 

Herr Rene Wöckinger SPÖ  

Gemeindevorstandsmitglieder 

Frau Dipl.-Ing. (FH) Renate Oitzl SPÖ Herr Anton Winkler ÖVP 

Herr Dipl.-Ing. (FH) Daniel Zeller SPÖ Herr Josef Aichinger ÖVP 

Herr Dipl.-Ing. Johannes Matzinger ÖVP  

Gemeinderatsmitglieder 

Herr Rudolf sen. Brandstetter SPÖ Herr BSc Hannes Plank ÖVP 

Herr Herbert Puchner SPÖ Herr Markus Krieger ÖVP 

Herr Ing. Anton Puchner SPÖ Herr Erwin Pachner ÖVP 

Herr Mag. Klaus-Jürgen Guldner SPÖ Frau Irmgard Schwarzenberger ÖVP 

Frau Sabine Schwarzendorfer SPÖ Frau Rosina Gstöttenmayr ÖVP 

Herr Mario Mayrwöger SPÖ Herr Karl Barnreiter BUNT 

Frau Andrea Lukas SPÖ Herr Anton Kapplmüller BUNT 

Herr Franz Dürr SPÖ  

Gemeinderats-Ersatzmitglieder 

Frau Alice Brandstetter SPÖ Vertretung für Herrn Ing. Gerald Engleitner 

Entschuldigt fehlen: 

Gemeinderatsmitglieder 

Herr Ing. Gerald Engleitner SPÖ Herr Ing. Klaus Samhaber ÖVP 

Frau Ute Schweighofer SPÖ  

 

Unentschuldigt fehlen: 

Niemand 

 

Der Leiter des Gemeindeamtes (§ 66 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990 idgF): 

Gde.Sekr. Matzinger Christian 

 

Gemeindeamt Unterweitersdorf 
4213 Unterweitersdorf, Gusentalstraße 1A  

Tel.: 07235-63014-0  Fax: 07235-63014-13 
http://www.unterweitersdorf.at 
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Fachkundige Personen (§ 66 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990 idgF.): 

Keine 

 

Der Schriftführer (§ 54 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990 idgF.): 

Gde.Sekr. Matzinger Christian u. VB Lehner Gerhard 

 

Anzahl Zuhörer: 1 

 

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 

1. die Sitzung von ihm, dem Bürgermeister, einberufen wurde; 

2. die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Er-

satzmitglieder zeitgerecht schriftlich am 11.09.2020 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt 

ist und die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage öffentlich 

kundgemacht wurde; 

3. die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

4. die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 02.07.2020 am 07.07.2020 zur Einsicht aufge-

legt wurde und während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungs-

schrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. 

5. Als Mitunterfertiger für das bei der Sitzung aufliegende Protokoll werden gemäß § 54 Abs. 5 Oö. 

GemO. 1990 idgF. von den Fraktionen folgende Personen namhaft gemacht:    

     

SPÖ: Zeller Daniel ÖVP: Matzinger Johannes BUNT: Barnreiter Karl 

  

 

Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen: 

 

• Hinweis auf die „Corona-Bestimmungen“ 

• Punkt 10 wird von der Tagesordnung genommen – es gibt seitens der Aufsichtsbehörde noch offe-

ne Punkte zu klären. 

 

Tagesordnung, Beratungsverlauf, Anträge, Beschlüsse: 
 

 

 

Zu 1.  Berichte, Informationen und Stellungnahmen des Bürgermeisters 
 

Bgm. Zillner berichtet über folgendes: 

 

• Mikro-ÖV-System Postbus-Shuttle / Region Gusental und RUF – dazu begrüßt er Herrn Hubert 

Zamut, Regionalmanager Regionales Mobilitätsmanagement - dieser stellt das Projekt im Detail 

vor 

 

• Kassenstelle „Praktische Arzt“ ab 2021 lt. Ärztekammer – grundsätzlich ist das sehr erfreulich, 

aber es wird schwierig werden, einen Arzt zu bekommen. 

 

• Hallenbad Gallneukirchen – dieses ist seit 2013 geschlossen. Grundsätzlich war die Frage, das 

Hallenbad am alten Standort zu renovieren oder an einem neuen Standort einen Neubau zu reali-

sieren. Die Entscheidung ist für einen Neubau (ohne Wellnessbereich) gefallen. Weitere Entschei-

dungen wurden noch keine getroffen und es ist ein Gespräch mit Landeshauptmann Mag. Thomas 

Stelzer bezüglich Finanzierung geplant. 
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Zu 2.  Örtlicher Prüfungsausschuss - Prüfbericht vom 14.09.2020 
 

S a c h v e r h a l t : 

Der Prüfungsausschuss hat am 14.09.2020 eine Prüfungsausschuss-Sitzung abgehalten, worüber der 

Bericht vorliegt. Dieser Bericht samt Verhandlungsschrift wurde den Fraktionen mit der Einladung zu 

dieser Sitzung übermittelt (§ 91 (4) Oö. GemO. 1990 idgF.). 

Gemäß § 91 (4) O.ö. GemO. 1990 ist jeder Bericht des Prüfungsausschusses dem Gemeinderat (inner-

halb von 12 Wochen ab Unterfertigung) vorzulegen. 

 

 

 
Bgm. Zillner hat den Prüfbericht am 15.09.2020 zur Kenntnis genommen. 

 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Prüfungsausschussobm.-Stv. Krieger berichtet im Sinne des Sachverhalts und verliest den Prüf-

bericht. 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschlussvorschlag: 

• Kenntnisnahme (mit Abstimmung) 

 

Beschluss: 

Der Prüfbericht vom 14.09.2020 wird zur Kenntnis genommen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 
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Zu 3.  Musikverein - Nutzungsvereinbarung für Räumlichkeiten 
 

Sachverhalt: 

Im Prüfbericht der BH Freistadt vom Mai 2020 wird folgendes ausgeführt: 

 
 

Auf Basis dieser Vorgaben wird folgende Nutzungsvereinbarung vorgeschlagen: 

 

Nutzungsvereinbarung 
 

abgeschlossen zwischen  

der Gemeinde Unterweitersdorf (im folgenden „Eigentümerin“ genannt)  

und dem Musikverein Unterweitersdorf (im folgenden „Nutzer“ genannt) betreffend die Nutzung des OG des 

Feuerwehrhauses (Obere Dorfstraße 17) lt. beiliegender Flächenaufstellung sowie der gemeindeeigenen 

Parkplätze durch den Musikverein bzw. die Musikkapelle Unterweitersdorf: 

 

1. Die Eigentümerin übergibt dem Nutzer die voll ausgebauten Räumlichkeiten und gestatten dem Nutzer 

die Benützung des Obergeschosses des Feuerwehrhaues für die Vereinszwecke des Musikvereins. Wei-

ters wird die Benutzung der gemeindeeigenen Parkplätze gestattet. 

 

2. Der Nutzer verpflichtet sich, die durch die Eigentümerin zur Verfügung gestellten Räumlichkeiten in ei-

nem ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten und dementsprechend zu pflegen. 

 
3. Die Reinigungsarbeiten in den Räumlichkeiten werden ausschließlich durch den Nutzer durchgeführt. Die 

Eigentümerin übernimmt keinerlei Haftung für eventuelle Unfälle oder Personen- und Sachschäden, wel-

che bei der Reinigung und Instandhaltung des Nutzungsgegenstandes auftreten könnten. Insbesondere 

übernimmt die Eigentümerin keinerlei Haftung im Zusammenhang mit der Reinigung der Fenster innen. 

Die Reinigung der Fenster außen und der Raffstore darf nicht selbst vorgenommen werden. Diese wer-

den gegen anteiligen Kostenersatz nach Beauftragung einer Fremdfirma durch die Eigentümerin mit den 

übrigen Fenstern gereinigt.  

 
4. Als Nutzungsentgelt werden folgende Kosten durch die Eigentümerin erstmals für das Jahr 2020 in Rech-

nung gestellt auf Basis der Nutzfläche (26%-Anteil): 

a. Stromkosten laut Abrechnung des EVU anteilig lt. Nutzfläche 

b. Heizkosten anteilig lt. Nutzfläche 
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c. Versicherung anteilig lt. Nutzfläche (Feuer, Sturmschaden, Leitungswasser, Glasbruch) 

d. Gemeindeabgaben anteilig lt. Nutzfläche (Wasser, Kanal, Abfall, Grundsteuer) 

e. Fensterreinigung außen anteilig lt. Anzahl der Fenster 

f. Verwaltungskostenbeitrag lt. Nutzfläche (§ 22 MRG dzt. € 3,60/m²/Jahr) 

 
5. Das Nutzungsentgelt wird nach Vorliegen der Jahresabrechnungen vorgeschrieben und ist binnen eines 

Monats zur Zahlung fällig. Als Vorauszahlung ist bis längstens dem 10. des Monats für das Folgemonat ei-

ne Akontozahlung zu leisten. Die Höhe der monatlichen Akontozahlungen für das darauffolgende Jahr 

werden mit der jeweiligen Jahresabrechnung von der Eigentümerin bekannt gegeben.  

 

6. Der Nutzungsvertrag gilt ab 01.10.2020 und wird zunächst auf die Dauer von 30 Jahren abgeschlossen. 

Dieser verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, wenn er nicht von einer der Parteien bis längstens 

30.6. d.J. schriftlich gekündigt wird.  

 
7. Vertreter der Eigentümerin sind berechtigt, nach vorheriger Meldung beim Nutzer, die Räumlichkeiten zu 

betreten und den ordnungsgemäßen Zustand zu überprüfen. 

 
8. Die Eigentümerin ist berechtigt, diesen Nutzungsvertrag jederzeit nach vorheriger Mahnung und Fristset-

zung unter Einhaltung einer 3-monatigen Kündigungsfrist zu kündigen, wenn die Räumlichkeiten oder 

Teile davon zweckentfremdet verwendet werden oder die Erhaltung des ordnungsgemäßen Zustandes 

der Räumlichkeiten nicht mehr gewährleistet ist.  

 
9. Sollte der Nutzungsvertrag einseitig von der Eigentümerin vor Ablauf von 30 Jahren gekündigt werden, 

hat die Eigentümerin die ihr zufallenden Investitionen des Nutzers in das Nutzungsobjekt zum Verkehrs-

wert zum Zeitpunkt der Beendigung der Nutzungsvereinbarung abzulösen.  

 
10. Die Räumlichkeiten oder Teile davon dürfen nicht ohne Zustimmung der Eigentümerin Dritten zur Verfü-

gung gestellt oder zur Nutzung überlassen werden.  

 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Bgm. Mag. Zillner berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag. 

GR Barnreiter meint, dass der Musikverein finanziell auch nicht so gut ausgestattet sein wird und 

man dem Verein das Nutzungsentgelt in Form von einer höheren Subvention zum Teil wieder rücker-

statten sollte. 

Bgm. Mag. Zillner antwortet, dass das so vorgesehen ist und das Ganze mit dem Musikverein bereits 

abgesprochen wurde.  

 

Beschlussvorschlag des Gemeindevorstandes (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 17.09.2020): 

• Genehmigung Nutzungsvereinbarung 

 

Beschluss: 

Die vorliegende Nutzungsvereinbarung wird genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 
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Zu 4.  Straßenbeleuchtung - Umstellung auf LED; Finanzierungsplan Nr. 2 
 

Sachverhalt: 

Der Gemeinderat hat am 28.06.2018 den Grundsatzbeschluss für dieses Projekt gefasst und die Fa. 

Lichttechnik GmbH mit der Planung beauftragt. 

Der Finanzierungsplan Nr. 1 wurde am 13.12.2018 beschlossen. 

Auf Grund der Ausschreibung haben sich Kosten von ca. € 183.000,00 (Vergabe GR 14.03.2019) er-

geben.  

Zusätzlich zum Projekt wurde im Zuge der Herstellung der Querungshilfe im Bereich der Sportplatz-

straße die Beleuchtung in diesem Bereich erweitert. 

 

Es ergibt sich somit folgender Finanzierungsplan: 

 
Kostenbeteiligung Stadtgemeinde Gallneukirchen: 

Die Verlängerung der Beleuchtung an der B125 zw. Oberwögern und Tumbach liegt im Stadtgebiet 

Gallneukirchen. Bisher war durch die Erschließung nur der Bereich Oberwögern/Ringweg betroffen. 

Gallneukirchen betreibt die Umwidmung der Restfläche zw. Engerwitzdorf und Unterweitersdorf und 

es ist daher eine Kostenbeteiligung zu vereinbaren. 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Obfrau DI (FH) Oitzl berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag. 

GR Barnreiter stellt fest, dass der Kostenbeitrag der Stadtgemeinde Gallneukirchen im Finanzie-

rungsplan mit € 10.000,00 ausgewiesen ist und stellt die Frage, ob dies realistisch ist. 

Gde.Sekr. Matzinger erklärt, dass es einen Konsens mit Gallneukirchen gibt. Voraussetzung dafür ist 

natürlich ein positives Umwidmungsverfahren. 

GR Puchner Anton erkundigt sich bezüglich Einsparungen bei den Stromkosten.  

Gde.Sekr. Matzinger gibt bekannt, dass es bei den kürzlich erhaltenen Abrechnungen bereits Einspa-

rungen gegeben hat, man aber noch nichts genaueres sagen kann, weil die Umrüstung nach und nach 

geschehen ist und der jeweilige Zeitpunkt nicht genau bekannt ist. Im nächsten Jahr kann man dann 

die Einsparungskosten genauer feststellen. 

GV DI Matzinger hebt hervor, dass jedenfalls die Lichtqualität um einiges besser ist. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für Bau-, Straßenbau-, Wasserleitungsbauangelegenheiten 

sowie der örtlichen Raumplanung (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 17.09.2020): 

• Genehmigung Finanzierungsplan 

 

Beschluss: 



 

Seite 7 

Der Finanzierungsplan Nr. 2 wird genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 

 

 

 

 

 

Zu 5.  Bebauungsplan Nr. 41 (Teilbereich Loibersdorf) - Beschlussfassung 
 

Sachverhalt: 

Der Gemeinderat hat am 12.12.2019 für einen Teilbereich von Loibersdorf eine „Neuplanungsgebiet-

Verordnung“ erlassen und die Erstellung eines Bebauungsplanes für dieses Gebiet beschlossen. 

 

Bekanntgabe Planungsinteressen: 

• Kundmachung vom 29.01.2020 – Bekanntgabe der Planungsinteressen bis 26.03.2020 

• Verständigung vom 29.01.2020 – Stellungnahmen bis 26.03.2020 

 

Folgende Stellungnahmen sind eingelaufen: 

• 05.02.2020 – Marktgemeinde Neumarkt i.M.: kein Einwand 

• 05.02.2020 – Netz OÖ: kein Einwand 

• 16.03.2020 – Amt der Oö. Landesregierung: kein Einwand, keine überörtlichen Interessen betrof-

fen 
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• 23.03.2020 – Linz Netz: kein Einwand 

• 25.03.2020 – Grankl Daniel 
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Stellungnahme dazu: 

- Verlängerung öffentliches Gut ist im Hinblick auf eine geordnete Aufschließung sinnvoll 

- Ausnahme würde klar dem Bebauungsplan widersprechen – kann nicht bewilligt werden 

 

• 25.03.2020 – Löschenberger Martina 
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Stellungnahme dazu: 

- Massive Einschränkungen des Tageslichtes – lt. Bebauungsplan werden die gesetzlichen 

Abstandsbestimmungen nicht verändert bzw. vermindert. 

- Regenwasser – entsprechende Auflagen sind im Bauverfahren zu erteilen. 
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- Müll- und Umweltbelastungen – keine Argumente im gegensändlichen Verfahren. 

Umweltverfahren durch BH läuft schon. 

 

• 25.03.2020 – Plotz Walter 
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Stellungnahme dazu: 

- Antrag betrifft Flächenwidmung und kann im gegenständlichen Verfahren nicht umgesetzt 

werden.  

 

• 25.03.2020 – Grankl Josef 
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Stellungnahme dazu: 

- Grund der Erstellung des Bebauungsplanes ist, dass die „Parzellierung“ entsprechend den 

Vorgaben der Gemeinde realisiert wird. Die vorstehenden Wünsche weichen davon ab. 

 

Nachdem der Gemeinderat am 14.05.2020 den Entwurf genehmigt hat, wurde das Auflageverfahren 

wie folgt durchgeführt: 
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Stellungnahmen im Auflageverfahren: 
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Beratungsverlauf und Anträge: 

Obfrau DI (FH) Oitzl berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag. 

GV DI Matzinger stellt klar: Grundlage ist der Plan, wie er vorgelegen ist, und nichts anderes. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für Bau-, Straßenbau-, Wasserleitungsbauangelegenheiten 

sowie der örtlichen Raumplanung (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 17.09.2020): 

• Genehmigung Bebauungsplan lt. Plan Ortsplaner 

Stellungnahmen bzw. Wünsche der Anrainer bzw. betroffenen Grundeigentümer werden nicht be-

rücksichtigt 

 

Hinweis zu den Stellungnahmen im Auflageverfahren: 

Die vorstehenden Stellungnahmen gleichen im Wesentlichen den bereits abgegebenen Schreiben im 

Zuge des „Einleitungsverfahren“. 
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Der Baubauungsplan-Entwurf wurde auf Basis der ursprünglichen Vereinbarung, die im Zuge der 

Baulandwidmung (Flächenwidmungsplan Nr. 5) mit allen Grundeigentümern getroffen wurde, erstellt. 

In diesem Entwurf waren immer 3 Bauplätze vorgesehen, da keine wesentliche „Verdichtung“ des 

Ortsgebietes Loibersdorf gewünscht war. Im betroffenen Siedlungsbereich gibt es, wie aus einer Stel-

lungnahme ersichtlich, bereits jetzt größere Probleme, die durch eine Verdichtung noch wesentlich 

verschärft würden. 

 

Beschluss: 

Der Bebauungsplan wird genehmigt und die Stellungnahmen bzw. Wünsche der Anrainer bzw. 

betroffenen Grundeigentümer werden nicht berücksichtigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: 22 Ja-Stimmen; 1 Stimmenthaltung (GR Barnreiter) 

 

 

 

 

 

Zu 6.  Wassergebührenordnung - Neufassung 
 

Sachverhalt: 

Im Zuge der Gebarungsprüfung durch die BH Freistadt wurde im Prüfbericht vom Mai 2020 Ände-

rungsvorschläge zur bestehenden Wassergebührenordnung angemerkt. 

 

 
 

Die Gebührenordnung ist daher zu Überarbeiten und liegt nun wie folgt vor: 
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Beratungsverlauf und Anträge: 

Obfrau DI (FH) Oitzl berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag. 

GR Barnreiter erklärt, dass die Grundgebühren neu geregelt wurden und diese Änderung seiner Mei-

nung nach nicht den Vorgaben der BH im Prüfbericht entspricht und er stellt daher den Antrag, dass 

der § 3 (5) dahingehend abgeändert wird, dass die Grundgebühr gänzlich entfällt. 

GV DI Matzinger gibt bekannt, dass aufgrund des hohen Fixkostenanteiles die Grundgebühren auf 

jeden Fall seine Berechtigung haben. Vielleicht könnte man einmal diskutieren, ab einer höheren Ver-

brauchsmenge höhere Gebühren zu verlangen. Er weiß jedoch nicht, welchen Aufwand dies für die 

Verwaltung bedeuten würde.  

Bgm. Mag. Zillner lässt über den Gegenantrag von GR Barnreiter abstimmen. 
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Abstimmungsergebnis über Gegenantrag:  

Mit Handzeichen: 2 Ja-Stimmen (BUNT); 21 Nein-Stimmen (SPÖ+ÖVP) 

 

Der Gegenantrag ist somit abgelehnt und es wird über den Hauptantrag lt. Beschlussvorschlag abge-

stimmt. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für Bau-, Straßenbau-, Wasserleitungsbauangelegenheiten 

sowie der örtlichen Raumplanung (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 17.09.2020): 

• Genehmigung Verordnung lt. Sachverhalt mit Rechtswirksamkeit 01.01.2021 

 

Beschluss: 

Die Verordnung wird gemäß Sachverhalt genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: 21 Ja-Stimmen (SPÖ+ÖVP; 2 Nein-Stimmen (BUNT) 

 

 

 

 

 

Zu 7.  Erweiterung/Sanierung Amtshaus - Finanzierungsplan Nr. 1 und Bauabwicklung 
 

Sachverhalt: 

Der Gemeinderat hat am 28.06.2018 den Grundsatzbeschluss über das gegenständliche Projekt ge-

fasst. 

In weiterer Folge wurde das „Kostendämpfungsverfahren“ gemäß Vorgabe der Oö. Landesregierung 

durchgeführt. 
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Auf Grund der positiven Erledigung wurde der entsprechende BZ-Antrag gestellt und wie folgt erle-

digt: 
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Behördliche Bewilligungen: 

Baubewilligung mit Bescheid des Bürgermeisters vom 30.04.2020 

Wasserrechtliche Bewilligung mit Bescheid der Wasserrechtsbehörde vom _________ 

(Bewilligung ist noch offen, Verhandlung war positiv). 

 

Grundkauf: 

Der Grundkauf entsprechend dem Vertrag vom 03.09.2019 wird durchgeführt. 

 

Bauabwicklung: 

Das beauftragte Architektenbüro TEAM M wird nun die Ausschreibung vorbereiten, sodass die An-

gebote eingeholt und die Ausschreibungen durchgeführt werden können. 

Der Baubeginn soll Anfang 2021 erfolgen. 

 

 

Beratungsverlauf und Anträge: 

Obfrau DI (FH) Oitzl berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag 

lt.Beschlussvorschlag. 

GR Barnreiter gibt bekannt, dass seine Fraktion dem Projekt schon immer sehr kritisch gegenüber-

gestanden ist. Der Ausbau des Gemeindesaales ist für sie nicht notwendig und die Kosten stehen nicht 

dafür. Er stellt daher den Antrag, das Projekt auf unbestimmte Zeit zurückzustellen. 

GV DI Matzinger betont, dass in Zeiten der Gasthausschließungen der Ausbau des Saales mit relativ 

geringen Kosten für die Gemeinde wichtig und sinnvoll ist. 

 

Bgm. Mag. Zillner lässt über den Gegenantrag von GR Barnreiter abstimmen. 

 

Abstimmungsergebnis über Gegenantrag:  

Mit Handzeichen: 2 Ja-Stimmen (BUNT); 21 Nein-Stimmen (SPÖ+ÖVP) 

 

Der Gegenantrag ist somit abgelehnt und es wird über den Hauptantrag lt. Beschlussvorschlag abge-

stimmt. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für Bau-, Straßenbau-, Wasserleitungsbauangelegenheiten 

sowie der örtlichen Raumplanung (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 17.09.2020): 

- Genehmigung Finanzierung lt. Sachverhalt 

- Ausschreibung der Bauarbeiten 

- Baubeginn Anfang 2021 
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Beschluss: 

Es wird folgendes beschlossen: 

- Genehmigung Finanzierungsplan lt. Sachverhalt 

- Ausschreibung der Bauarbeiten 

- Baubeginn Anfang 2021 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: 21 Ja-Stimmen (SPÖ+ÖVP); 2 Nein-Stimmen (BUNT) 

 

 

 

 

 

Zu 8.  Kanalgebührenordnung - Neufassung 
 

Sachverhalt: 

Im Zuge der Gebarungsprüfung durch die BH Freistadt wurden im Prüfbericht vom Mai 2020 Ände-

rungsvorschläge zur bestehenden Kanalgebührenordnung angemerkt. 
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Die Gebührenordnung ist daher zu Überarbeiten und liegt nun wie folgt vor: 
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Seite 31 
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Beratungsverlauf und Anträge: 

Obm. DI Matzinger berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag.  

GR Barnreiter meldet sich zu Wort und meint, dass die Situation ähnlich wie beim Wasser ist und er 

stellt daher den Antrag, dass in der Kanalgebührenordnung im § 4 (7) die Grundgebühr gänzlich 

gestrichen wird. 

 

Bgm. Mag. Zillner lässt über den Gegenantrag von GR Barnreiter abstimmen. 

 

Abstimmungsergebnis über Gegenantrag:  

Mit Handzeichen: 2 Ja-Stimmen (BUNT); 21 Nein-Stimmen (SPÖ+ÖVP) 

 

Der Gegenantrag ist somit abgelehnt und es wird über den Hauptantrag lt. Beschlussvorschlag abge-

stimmt. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für örtliche Umweltfragen und Klimabündnisangelegenhei-

ten (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 21.09.2020): 

• Genehmigung Verordnung lt. Sachverhalt mit Rechtswirksamkeit 01.01.2021 

 

Beschluss: 

Die Verordnung wird gemäß Sachverhalt genehmigt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: 21 Ja-Stimmen (SPÖ+ÖVP); 2 Nein-Stimmen (BUNT) 

 

 

 

 

 

Zu 9.  ABA Unterweitersdorf - Sanierungsmaßnahmen Zone A, B und C - Auftrags-

vergaben 
 

Sachverhalt: 

a) Planung/Bauleitung 
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b) Auftragsvergabe Sanierungsarbeiten 

Das Büro Eitler & Partner hat eine beschränkte Ausschreibung der Sanierungsarbeiten wie folgt 

durchgeführt: 
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Beratungsverlauf und Anträge: 

Obm. DI Matzinger berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag. 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschlussvorschlag des Ausschusses für örtliche Umweltfragen und Klimabündnisangelegenhei-

ten (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 21.09.2020): 

• Genehmigung Vertrag Büro Eitler & Partner 

• Auftragsvergabe an Firma A. Zaussinger Bau- u. Transporte GmbH lt. Vergabevorschlag 

 

Beschluss: 

Der Vertrag mit dem Büro Eitler & Partner wird genehmigt und der Auftrag für die Sanie-

rungsarbeiten wird lt. Vergabevorschlag an die Firma A. Zaussinger Bau- u. Transporte GmbH 

erteilt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen: einstimmig 

 

 

 

 

 

Zu 10.  Eröffnungsbilanz 2020 - Beschlussfassung 
 

Dieser Punkt wurde von Bgm. Mag. Zillner von der Tagesordnung genommen. 
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Zu 11.  1. Nachtragsvoranschlag 2020 

 
Sachverhalt: 

Der Gemeinderat hat am 12.12.2019 den Haushaltsvoranschlag 2020 beschlossen. 

Im § 79 Oö. Gemeindeordnung 1990 wird hinsichtlich Erstellung eines Nachtragsvoranschlages fol-

gendes ausgeführt: 

 

(1) Ergibt sich während des Haushaltsjahres die Notwendigkeit eines neuen Aufwandes, der im Ge-

meindevoranschlag nicht vorgesehen ist, oder zeigt sich, daß die Gebarung mit einem Fehlbetrag ab-

schließen wird, so hat der Bürgermeister, sofern nicht nach Abs. 2 vorgegangen werden kann, dem 

Gemeinderat den Entwurf eines Nachtrages zum Gemeindevoranschlag zur Beschlußfassung vorzule-

gen und die zur Bedeckung und zur Aufrechterhaltung des Haushaltsgleichgewichtes erforderlichen 

Anträge zu stellen.  

(2) Ausgaben, durch welche der für eine Zweckbestimmung vorgesehene Voranschlagsbetrag über-

schritten wird (Kreditüberschreitung), sowie die Verwendung von Voranschlagsbeträgen für andere 

als im Gemeindevoranschlag dafür vorgesehene Zweckbestimmungen (Kreditübertragung) bedürfen 

der vorherigen Beschlußfassung durch den Gemeinderat. Für Kreditüberschreitungen ist jedenfalls 

ein Nachtragsvoranschlag erforderlich, sofern sie insgesamt 10% der Einnahmen des ordentlichen 

Gemeindevoranschlages übersteigen. Das gleiche gilt für Kreditübertragungen. (Anm: LGBl.Nr. 

152/2001)  

(3) Auf Nachtragsvoranschläge sind die für den Gemeindevoranschlag geltenden Bestimmungen sinn-

gemäß anzuwenden. 

 

Nachdem sich (besonders wegen der „Corona-Krise“) wesentliche Änderungen ergeben, wurde ein 

Nachtragsvoranschlag erstellt. 

 

Kundmachung - Auflage: 

Mit Kundmachung vom 16.09.2020 wurde der Nachtragsvoranschlag zur öffentlichen Einsicht (vom 

16.09.2020 bis 23.09.2020) aufgelegt und gleichzeitig auf der Homepage der Gemeinde veröffentlicht. 

Es wurden keine Erinnerungen oder Stellungnahmen eingebracht. 

 

Der Nachtragsvoranschlag setzt sich wie folgt zusammen: 

 

Der Nachtragsvoranschlag samt Mittelfristigen Finanzplan liegt vollinhaltlich als Grundlage für die 

Beschlussfassung vor. 

 

1) Steuerhebesätze – keine Änderungen 

 

2) Vorbericht – alle wesentlichen Erläuterungen sind dargestellt 
 

3) Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit: 
 

 
 

Das Ergebnis kann voraussichtlich der Allgemeinen Rücklage zugeführt werden. 

 

4) Ergebnis- und Finanzierungshaushalt 
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Finanzierungshaushalt:  2021: Zwischenfinanzierung BZ Amtshaussanierung 

    2022: BZ Amtshaussanierung 

Ergebnishaushalt:  2020: Rücklagenzuführung höher als Entahmen 

 

 

Wesentliche Änderungen gegenüber Voranschlag: 

Mehreinnahmen: BZ Gemeindeentlastungspaket +€ 89.000 

   Grundsteuer B   +€ 11.700 

Mindereinnahmen: Abgabenertragsanteile  -€ 110.600 

   Kommunalsteuer   -€ 40.000 

   Schulküche    -€ 12.300 

   Kindergarten-Beiträge  -€ 5.800 

   ASZ-Veräußerung Altmaterial -€ 4.000 

Mehrausgaben: VS-Gebäudereinigung  -€ 19.000 

   KiGA Geldbezüge   +€ 13.200   

Minderausgaben: VS-Geldbezüge   +€ 10.400 ohne Nebenkonten 

   Lebensmittel Schulküche  +€ 4.000 

 

5) Reihung der neuen Projekte (keine Änderung): 

1. Amtshaus Sanierung/Erweiterung 

2. Sanierung Sportanlage 

3. Fernwasserverband BA 17 

4. Zubau einer Klärschlammpresse 

5. Straßenbauprogramm 2020 – 2022 

6. Ortsentwicklung 2025 – Umsetzung Projekte 

7. Bauhof – Ankauf Fahrzeuge/Geräte/Maschinen 

8. Ankauf FF-Fahrzeuge 
 

 

6) Änderung Dienstpostenplan 

Der Dienstpostenplan ist ein wesentlicher Inhalt des Voranschlages und wird wie folgt abgeändert: 
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Beratungsverlauf und Anträge: 

Bgm. Mag. Zillner berichtet im Sinne des Sachverhalts und stellt den Antrag lt. Beschlussvor-

schlag. 

Gde.Sekr. Matzinger berichtet über die Problematik bei der Voranschlagserstellung. Seitens der BH 

Freistadt wurden im ganzen Bezirk keine Voranschläge genehmigt und keine Berichte verfasst. Es hat 

jede Gemeinde lediglich einen Mängelbericht erhalten und daher muss der Nachtragsvoranschlag 

wieder ein vollständiges Werk (inklusive MFP) sein, das den Voranschlag ersetzen soll. Vor allem 

aufgrund der Corona-Krise haben sich wesentliche Änderungen ergeben. 

Er erläutert die wesentlichen Änderungen gegenüber dem Voranschlag lt. Sachverhalt und erwähnt 

auch, dass die Zahlen nach der neuen VRV schwer zu erläutern und zu verstehen sind. Es sind jedoch 
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alle Projekte, die vom Gemeinderat beschlossen wurden, im Nachtragsvoranschlag enthalten. Er be-

fürchtet jedoch, dass sich die Corona-Krise erst in den Folgejahren negativ auswirken werde. 

Der Dienstpostenplan wird im Zuge der Nachtragsvoranschlagserstellung geändert und neu beschlos-

sen. 

GR Barnreiter gibt bekannt, dass es seitens seiner Fraktion wie in den Vorjahren keine Zustimmung 

geben wird, weil aus ihrer Sicht die Überschüsse aus Wasser und Kanal nicht richtig verwendet wer-

den. 

GV DI Oitzl findet die Erstellung des Budgets positiv, weil alle Projekte untergebracht wurden und 

eine gute Basis vorhanden ist. 

 

Beschlussvorschlag des Gemeindevorstandes (einstimmiger Antrag lt. Sitzung vom 17.09.2020): 

• Genehmigung Nachtragsvoranschlag wie folgt: 

o Dienstpostenplan mit Änderungen 

o Nachtragsvoranschlag mit MFP 2020-2024 

 

Beschluss: 

Die Genehmigung des Nachtragsvoranschlages wird wie folgt erteilt. 

A) Dienstpostenplanänderung 

B) NVA+MFP 

 

Abstimmungsergebnis: 

Mit Handzeichen:  

A) Dienstpostenplanänderung: einstimmig 

B) NVA+MFP: 21 Ja-Stimmen; 2 Stimmenthaltungen (BUNT) 

 

 

 

 

 

Zu 12.  Allfälliges 
 

GV DI Matzinger erkundigt sich über die Situation im Ortszentrum (Gespräche mit Brandstötter). 

Bgm. Mag. Zillner antwortet, dass es noch kein konkretes Gespräch gegeben hat – aber auf der Agen-

da steht.  

 

GR Barnreiter kritisiert Bgm. Zillner, dass die telefonisch angekündigten Gespräche mit den Frakti-

onen bisher nicht geschehen sind. GV DI Matzinger bestätigt diese Ankündigung und dass es bisher 

keinen Termin gegeben hat. Bgm. Mag. Zillner verspricht, dass er das gerne nachholen werde. 

 

Vzbgm. Wöckinger gibt bekannt, dass der Adventmarkt 2020 „coronabedingt“ abgesagt wurde und 

auch keine Punschstandl´n am Gemeindevorplatz stattfinden werden. 
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung: 

 

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 

vom 02.07.2020 wurden keine Einwendungen erhoben. 

 

 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vor-

liegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung. 

 

Ende der Sitzung: 21:20 Uhr 

 

Vorsitzender:  Schriftführer: 

 

Zillner Günther e.h. 

 

_________________________ 

 

  

Matzinger Christian e.h. 

Lehner Gerhard e.h. 

_________________________ 

 

 

 

Genehmigung Verhandlungsschrift 

 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 

am 17.12.2020 keine Einwendung erhoben bzw. die Verhandlungsschrift ohne Änderung genehmigt 

wurde. 

 

Folgende Änderungen wurden genehmigt: 

Siehe Verhandlungsschrift vom _________ und diesem Protokoll beigefügten Berichtigungsvermerk. 

 

 

 

Im Sinne des § 54 Abs. 5 Oö. Gemeindeordnung wird vom Vorsitzenden und von den unterzeichneten 

Mitgliedern der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen das ordnungsgemäße Zustandekommen der 

Verhandlungsschrift bestätigt. 

 

 

Unterweitersdorf, am 17.12.2020 

 

 

Der Vorsitzende: 

 

Zillner Günther e.h. 

________________________ 

 

 

Gemeinderat (SPÖ): Gemeinderat (ÖVP): Gemeinderat (BUNT): 

 

 

Zeller Daniel e.h. 

_________________________ 

 

 

 

Matzinger Johannes e.h. 

_________________________ 

 

 

 

Barnreiter Karl e.h. 

_________________________ 

 

 



Gemeindeamt Unterweitersdorf 

4213, Bezirk Freistadt, O.ö. 
Zl.: 004-1-GR/004/2020  

Öffentliche Fragestunde 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Unterweitersdorf 

am Donnerstag, den 24.09.2020 im Gemeindeamt - Sitzungssaal 

Bürgermeister Mag. Zillner eröffnet um 19,15 Uhr die Fragestunde. 

Anwesende Personen: 1 

Folgende Anfragen bzw. Fragen werden gestellt: 

Herr Pointner Johannes ist bei der Fragestunde anwesend und stellt die Frage an die Fraktionen, wie 

sie zu Bürgerbeteiligungsprozessen stehen. Das Land Oö. bietet für Gemeinden mit Agenda 21 

digitale Beteiligungsformen an (Die Gemeinde Alberndorf nutzt das bereits erfolgreich zur Klärung 

verschiedener Fragestellungen im Ort).  

Grundsätzlich findet man Bürgerbeteiligungen immer gut, aber es wird festgehalten, dass man sich 

davon nicht zu viel erwarten darf. Wie man in der Vergangenheit schon des Öfteren gesehen hat, hält 

sich die Beteiligung bei uns in Grenzen. 

Bgm. Mag. Zillner meint abschließend, dass er mit Bürgermeister Martin Tanzer aus Alberndorf 

Kontakt aufnehmen wird, um sich darüber zu informieren. 

Ende: 19,30 Uhr 
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